
 

Stadt Europa... 
Thomas Weninger  

Am Sonntag, dem 24. Mai 2019, waren wir als Staats-
bürger und Staatsbürgerinnen eines Mitgliedsstaa-
tes der Europäischen Union aufgerufen, unser Recht, 
unser Wahlrecht auszuüben. 

Über eine Staatsbürgerschaft in einem demokratisch verfassten Gemeinwesen zu verfügen, 
bedeutet auch und vor allem das Recht, Rechte zu haben, so wie dies Hannah Arendt ein-
gängig formuliert hat. Wir waren also aufgerufen, wir waren ermächtigt, unser Wahlrecht 
zum Europäischen Parlament auszuüben. In Österreich übrigens zum 6. Mal. Insgesamt 
waren dies die 9. Wahlen zum Europäischen Parlament. 

Dies zeigt schon die lange Geschichte, den langen Weg der europäischen Integration, trotz 
allem ein erfolgreicher Weg des seit 70 Jahren friedlichen Miteinanders auf diesem europäi-
schen Kontinent. Ein Kontinent, in dem - historisch betrachtet - alle vor uns lebenden Gene-
rationen Krieg und Verwüstung erlebt, aber auch verursacht haben. Bis hin zu den kriegeri-
schen Auseinandersetzungen am Balkan in den 1990er Jahren. 

Die hohe Wahlbeteiligung hat gezeigt, dass die Bürger und Bürgerinnen sehr wohl wissen, wo-
rum es geht, nämlich die europäische Demokratie! Diese ist in den Dörfern, auf den Marktplät-
zen Europas entstanden. Die Agora war im antiken Griechenland der zentrale Fest-, Versamm-
lungs- und Marktplatz einer Stadt. Sie war eine bedeutende, wenn nicht die bedeutendste 
gesellschaftliche Institution und ein kennzeichnendes Merkmal der griechischen Polis. 

Diese griechische Polis ist die Wiege unserer Demokratie, unseres auf dem Austausch von 
Argumenten, auf Pro und Contras basierenden Gesellschaftmodells Europa. Politik verdankt 
der Polis, der Stadt, nicht nur ihren Namen, sondern auch ihre Entstehung und Entwicklung 
durch die Zeiten. 

Demokratie lebt von der offenen Auseinandersetzung, die Kontroverse darf durchaus auch 
einmal heftig ausfallen. Merkwürdigerweise ertönt im öffentlichen Raum seit einiger Zeit 
der Ruf nach permanenter Einigkeit, jede Meinungsverschiedenheit wird als Misserfolg 
interpretiert. Einer falsch verstandenen Harmonie fehlt allerdings das Element, das jede 
Weiterentwicklung braucht, nämlich das ernsthafte Ringen um den Interessensausgleich. 
Einer falsch verstandenen Harmonie fehlt die Auseinandersetzung, der kritische Diskurs, die 
kritische Reflexion, die kritische Selbstreflexion – was bleibt? Message Control. 

Die diskursive Demokratie braucht den of-
fenen, freien Raum, das sinnvolle Gespräch, 
das auf einer soliden Recherche beruht, 
auf einer soliden „Tatsachenbasis“, wie dies 
ebenfalls Hannah Arendt formuliert hat. 
Das ist umso bedeutender, als von Ameri-
ka ausgehend die Sitte, sich die passende 
Wahrheit selbst zu schaffen, auch den Weg 
zu uns gefunden hat. Ohne grundlegendes 
Einverständnis, Fakten und nicht Vermutun-
gen oder Glaubensbekenntnisse den Über-
legungen zu Grunde zu legen, wird alles 
beliebig, eine Gestaltung unserer Zukunft, 
in der wir nicht nur gemeinsam Erreichtes 
bewahren, sondern soziales auf Recht basie-
rendes Miteinander weiter entwickeln, wäre 
nicht möglich.Mit Vermutungen wird man 
die Welt nicht im soeben skizzierten Sinn 
gestalten können. 

Mitte der neunziger Jahre, als es so weit 
war, dass Österreich den damaligen Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaften bei-
trat, war die Euphorie nicht nur in Europa, 
sondern auch weltweit groß. Sie war groß 
im Hinblick auf die Zukunft, alle Ampeln 
standen gleichsam auf grün, das Ende der 
Geschichte wurde gar propagiert, Friede, 
Wohlstand, Sicherheit, insbesondere soziale 
Sicherheit war nicht nur in Europa ange-
strebtes politisches Ziel, sondern wurde 
auch sukzessive für die Welt global gesehen. 
Jeremy Rifkin schrieb sein Buch „Der euro-
päische Traum“. Europa als Role Model für 
die Welt. 

Nicht einmal drei Jahrzehnte später noch 
immer ein Traum? Ein Traum, aus dem wir 
unsanft geweckt wurden? Gar ein Alb-
traum? 

Wir stehen weltweit vor global zu lösenden 
Aufgaben und haben doch hier in Europa 
zutiefst an die Substanz dieser europäischen 
Integration gehende Debatten und Diskus-
sionen. 

In den neunziger Jahren war in Europa 
insbesondere das Modell der Vertiefung 
und Erweiterung der europäischen Gemein-
schaften, der späteren Europäischen Union, 
auf der Tagesordnung. Die vier Freiheiten, 
der europäische Binnenmarkt waren und 
sind die Schlagwörter aus dieser Zeit, die bis 
heute wirkmächtig unser politisches Han-
deln bestimmen. 

Dabei werden und sind vor allem drei 
Dimensionen des Handelns von Bedeutung 
nämlich, die ökonomische, die soziale und 
die ökologische Dimension dieser europäi-
schen Integration. Was die ökonomische 
Dimension betrifft, scheint diese durchaus 
erfolgreich gewesen zu sein. Der EU-Bin-
nenmarkt scheint verwirklicht. 

Doch gleich hier ein Gedanke, und ich darf 
mich auf einen Beitrag von Daniel Seikel in 
den WSI-Mitteilungen vom Februar 2019 
beziehen. Daniel Seikel schreibt zu Recht 
davon, dass das überkonstitutionalisierte 
Binnenmarktrecht als Problem für ein sozia-
les und demokratisches Europa zu sehen ist. 
Was meint er damit? Worin besteht dieses 
Problem des überkonstitutionalisierten 
Binnenmarktrechts? 

Das Herzstück des Binnenmarktes sind das 
Wettbewerbsrecht, wir kennen das alle, das 
Vergaberecht, staatliche Beihilfen, Mono-
pol- und Kartellrechte und die vier Grund-
freiheiten, die den freien Verkehr von mo-
bilen Produktionsfaktoren, nämlich Gütern, 
Personen, Dienstleistungen und Kapital 
schützen. Dies sind alles Instrumente, die 
ihrem Wesen nach auf die Marktschaffung 
und damit letztlich gegen ordnungspoliti-
sche, nämlich staatliche Maßnahmen der 
Marktbegrenzung ausgerichtet sind. 

Rechtlich betrachtet stellen die Grund-
freiheiten somit einen Schutz individueller 
wirtschaftlicher Freiheiten vor kollektiv ver-
bindlichen Beschränkungen dar. Individuelle 
wirtschaftliche Freiheiten dominieren über 
die demokratischen Gestaltungsspielräume 
auf mitgliedstaatlicher Ebene. Denn die Mit-
gliedsstaaten sind durch diese europäischen 
binnenmarktrechtlichen Grenzen deutlich 
eingeschränkt, um im Bereich der sozialen 
als auch ökologischen Dimension gestaltend 
tätig zu werden. 

Bis 2008 hat diese technokratische Me-
thode Binnenmarkt auch funktioniert. Und 
dies auch deshalb, weil die Weltordnung, in 
der wir uns als Europa entwickeln konnten, 
unter dem US-amerikanischen Schutzschirm 
in einem System internationaler, multinatio-
naler Institutionen funktionierte. 

Befeuert durch die Bankenkrise, den Krieg 
in der Ukraine, die Flüchtlingsbewegungen 

und auch den Klimawandel – auf diesen 
sollte in dieser Perspektive nicht verges-
sen werden – begann dieses multilaterale 
internationale System massiv zu erodieren. 
Im Europa der Marktorganisation ging es 
darum, Grenzen niederzureißen1, Raum 
zu schaffen, Raum zu schaffen für einen 
Binnenmarkt. Es gab kein Nachdenken 
darüber, wo Europa enden sollte, wo der 
Binnenmarkt enden sollte. Erweiterung und 
Vertiefung gleichzeitig! 

Wir haben in den letzten Jahren feststellen 
müssen, dass Europa doch Grenzen hat, 
geographisch aber auch inhaltlich. Die Welt 
um uns besteht aus souveränen Staaten, 
manche werden von Männern fürs Grobe 
geführt. 

Krisenerfahrungen der letzten Jahre haben 
gezeigt, dass die Entpolitisierungsmaschine 
Binnenmarkt großartig ist, um eben einen 
gemeinsamen Markt zu schaffen. Konflikte 
wurden entpolitisiert und in juristische Ver-
fahren umgeleitet. Dies geschah ja letztlich 
auch mit der Finanz- und Bankenkrise. Ich 
verweise auf die umfangreichen rechtlichen 
Bestimmungen des Fiskalpaktes, der bei 
uns in Österreich zum Stabilitätspakt der 
Finanzausgleichspartner geführt hat. 

Eine gemeinsame europäische Wirtschafts-
politik schaut aber wohl anders aus, muss 
„mehr“ sein, als technokratische finanz-
rechtliche Regeln. Spätestens mit der 
Flüchtlingskrise 2015/16 wurde sichtbar, 
dass diese rechtlich-technokratische Me-
thode nicht funktioniert. Flüchtlingsquoten 
als technokratische Antwort mussten schei-
tern. Flüchtlingsquoten sind wohl etwas 
anderes als Fischfangquoten! 

Es bedarf politischer Antworten. Die Frage, 
die mit der Finanz-  und Wirtschaftskrise 
sowie der Flüchtlingskrise einer Antwort 
harrt, ist die Frage nach Demokratie und 
Gerechtigkeit – ist die Frage nach Politik! 
Anders formuliert: Wie kann man sowohl 
Banken retten als auch den (verschuldeten) 
Häuselbauer/Hausbesitzer? Die Kernfrage 
dreht sich um Fairness. 

Womit ich bei der zweiten Dimension, der 
europäischen Integration, der sozialen, wäre 
und hier möchte ich den  Ehrenpräsidenten 
des Österreichischen Städtebundes und 
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1 US Präsident Ronald Reagan 1989: „Tear down this wall, Mr. Gorbatschow – und heute…. 



 

 

 
 

 

 
 

 

 
  

 

 

ehemaligen Bürgermeister der Stadt Wien, 
Dr. Michael Häupl, zitieren. Michael Häupl 
hat in einer Mitteilung an den Wiener Land-
tag bereits im Jahre 2003 wie folgt formu-
liert: 

„Ein wesentlicher Aspekt und wie mir scheint 
auf Grund der globalen Herausforderungen 
viel zu wenig beachteter Aspekt des Frie-
densprojektes Europas ist der soziale Friede 
im Inneren, das Streben nach sozialer Sicher-
heit und sozialer Gerechtigkeit, der Ermög-
lichung gleicher Lebensbedingungen für 
alle Bürger und Bürgerinnen, kurz das, was 
wir als europäisches Gesellschaftsmodell 
bezeichnen. Dies ist auch – und davon bin 
ich fest überzeugt – der viel zitierte Mehr-
wert der Europäischen Union: Frieden nach 
außen und soziale Sicherheit und Wohlstand 
im Inneren.“ 

Dass wir hier Defizite haben, ist sowohl an 
dem allerorts spürbaren Unbehagen mit der 
Europäischen Union als auch an den Fakten 
zu sehen. 

Die Idee eines einheitlichen Marktes, des 
EU-Binnenmarktes war doch nichts anderes 
als die Fortsetzung, gleichsam die logische 
Fortsetzung dessen, was wir salopp als 
deutsches Wirtschaftswunder oder korrek-
ter als soziale Marktwirtschaft, wie sie von 
Ludwig Erhard und Konrad Adenauer im 
Doppelpack nach 1945 entwickelt wurde, 
bezeichnen. Sollte der EU-Binnenmarkt 
nicht die Fortsetzung  eben dieser sozialen 
Marktwirtschaft in Deutschland umgelegt 
auf Gesamteuropa sein? Dabei scheint aber 
die soziale Dimension verloren gegangen zu 
sein. Die Teilhabe möglichst aller am wirt-
schaftlichen Aufschwung und Fortschritt, an 
der sozialen Balance, am Ausgleich zwischen 
ArbeitgeberInneninteressen und Arbeit-
nehmerInneninteressen. „Wohlstand für 
alle“ war der von Ludwig Erhard und Konrad 
Adenauer geprägte Begriff. 

Vor kurzem hat uns die OECD in einer Studie 
belegt, dass die Mittelschicht - und das sind 
immerhin all jene, die zwischen 70 und 200 
Prozent des Medianeinkommens zur Verfü-
gung haben - deutlich an Boden verloren hat 
und weiterhin verlieren wird. Soziale Teilha-
be und damit auch demokratisch politische 
Teilhabe wird immer schwieriger und wir 
sehen ja da und dort schon konkrete Auswir-
kungen, Stichwort Gelbwesten in Frankreich. 
Noch hält der soziale Friede und vor gar 

nicht allzu langer Zeit gab es in Europa einen 
gesellschaftspolitischen Grundkonsens, dass 
zu den Kernaufgaben des Staates auch „so-
ziale Pflichten“ und „gemeinwirtschaftliche 
Verantwortungen“ gehören. Die Schaffung 
nachhaltiger stabiler und gerechter sozialer 
Verhältnisse war vielen ein politischer Auf-
trag. Und gerade die soziale Dimension ist 
eine, die wir unmittelbar in unseren Städten, 
in unseren Gemeinden spüren, sind wir doch 
jene Ebene des Staates, die sehr konkret Lö-
sungen nicht nur anbieten, sondern liefern 
muss, jene Ebene, die letztlich dafür ver-
antwortlich ist, dass Menschen das Nötigste 
zum Überleben haben. Denn die Städte und 
Gemeinden sind es, die hier mit vielen sozial-
politischen Maßnahmen - ob wir nun dazu 
rechtlich verpflichtet sind oder nicht - dafür 
zu sorgen haben, dass Menschen letztlich 
ein Dach über dem Kopf und ausreichend zu 
essen haben und so weit als möglich am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen können. 

Armut ist vor Ort, in unseren Städten und 
Gemeinden, sichtbar, ist in unseren Städten 
Thema. Altersarmut steigt und die Anzahl 
sogenannter SOMA-Märkte steigt europa-
weit. Ich empfehle einen Blick nach Deutsch-
land. Armut ist in unseren steigenden städti-
schen Sozialbudgets sichtbar. 

Wo bleibt die soziale Dimension der europäi-
schen Integration? Wo bleibt das Verspre-
chen auch der sozialen Weiterentwicklung? 
Der sozialen Kohäsion? 

„Nie wieder Krieg“, das ist die aus den Trüm-
mern des europäischen Bürgerkrieges - wie 
der große britische Historiker Tony Judt 
die beiden Weltkriege bezeichnet hat - ent-
standene große Erzählung, das Narrativ. Ist 
dieses Narrativ noch tragfähig? 

Nie wieder Krieg, dieser rückwärts gerichte-
te Blick, war aber immer nur die eine Seite. 
Das europäische Narrativ umfasste auch 
stets Wohlstand und Sicherheit, den Blick 
nach vorne, soziale Sicherheit, nämlich, dass 
ein Bürger, eine Bürgerin in einem EU-Land 
Rechte hat, auch soziale Rechte. Das ist 
immer schon gemeinsam mit dem Friedens-
projekt gedacht worden. Dass man das alles 
heute nicht mehr voraussetzungslos hat, ist 
sicher ein Grund der tiefgehenden europäi-
schen Integrationskrise. 

Die hohe Wahlbeteiligung am 24. Mai 2019 
hat gezeigt, dass es im Hinblick auf die 

Nie-wieder-Krieg-Erzählung keinen Ver-
druss gibt. Auch wenn diejenigen, die diesen 
Zusammenhalt gestiftet haben, die den 2. 
Weltkrieg noch erlebt haben, nicht mehr da 
sind und wenn eine Herausforderung darin 
besteht, das historische Gedächtnis gemein-
sam wachzuhalten, wenn die Zeitzeugen und 
Zeitzeuginnen fehlen. Gerade bei den jun-
gen Leuten gibt es keinen Verdruss, sondern 
viel politisches Engagement, denken wir an 
die „Freitagsdemos“ in ganz Europa oder 
auch an den Redewettbewerb „Sag‘s Multi“ 
des Vereins Menschenwürde  Österreich. 

Aber wenn die Hälfte der Jungen in Italien, 
Spanien oder Griechenland arbeitslos ist, 
dann hat Europa, dann hat die Europäische 
Union, ihr Versprechen nicht gehalten, näm-
lich dass auch diese jungen Leute in Sicher-
heit frei und auch gut leben können. Gut 
leben bedeutet: Teilhabe an Gesellschaft in 
all ihrer Vielfalt, unabhängig von Geschlecht, 
Religion oder sozialer Herkunft. 

Und die ökologische Dimension? Diese ist 
aktuell im Mai 2019 in Österreich ganz oben 
auf die Tagesordnung gerückt. Nicht zuletzt 
auf Grund der wohl zu erwartenden Straf-
zahlungen wegen  Überschreitung der nicht 
erreichten CO2-Einsparungen, zu denen sich 
Österreich verpflichtet hat, die Österreich 
aber wohl nicht mehr erreichen wird. Und 
gerade bei der ökologischen Dimension, 
dem Klimawandel, ist doch deutlich, dass wir 
dies nicht alleine, weder in der Stadt, noch 
in der Region, noch national, noch europä-
isch lösen werden können. Klimawandel ist 
global und nicht kommunal, regional oder 
national. 

Das Thema Klimawandel wird nicht alleine 
lokal, regional oder national zu lösen sein. 
Was wir aber sehr wohl tun können, ist uns 
gemeinsam diesem Thema zu stellen, ob 
wir dafür in unseren Städten, so wie das 
Konstanz als eine der ersten Städte getan 
hat, den Klimanotstand ausrufen müssen, 
möge jeder Gemeinderat selbst entschei-
den. Obwohl, schon überlegenswert: Ab 
September 2019 müssen in Konstanz alle 
Beschlussvorlagen der Stadtverwaltung 
einen verpflichtenden Hinweis zu möglichen 
negativen oder positiven Auswirkungen auf 
den Klimaschutz enthalten. 

Dass es höchst an der Zeit ist, gerade das 
Thema Klimawandel neben das Thema der 
sozialen Sicherheit ganz oben auf unsere 

Agenda zu setzen, auf allen politischen 
Ebenen, mit all den Auswirkungen die 
damit verbunden sind, wie etwa Anstieg 
des Meeresspiegels oder Migrationsbewe-
gungen ist wohl inzwischen mehr als deut-
lich. Ob sich dessen alle bewusst sind? Das 
Ergebnis des Madrider Klimagipfels lässt 
hier zweifeln. 

Ich möchte abschließend Prof. Benjamin 
Barber, Gründer des Global Mayors Forum 
und Autor des Buches „If Mayors ruled the 
world“, erinnern, der vor kurzem verstorben 
ist und sich in seinen letzten Jahren sehr 
aktiv für die lokale Ebene, für die Städte 
eingesetzt und ein globales Parlament von 
Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen 
zusammengebracht hat, das erstmals 2015 
in London tagte. Er war eben auch der Mei-
nung, dass aufgrund der Globalisierung das 
Motto „Think global, act local“ besonders an 
Bedeutung gewonnen hat. Und er hat sich 
in seinen letzten Lebensjahren insbesonde-
re dem Thema „Globalisierung und lokale 
Ebene“ gewidmet. 

Benjamin Barber meinte in einem seiner 
letzten Interviews: 

„In our interdependent world, cities have not 
only the obligation but the right to achieve 
solutions to global issues“, “Cities are going 
to become the most important, constructive 
alternative to a Trump agenda. Over the last 
10 years we have already seen a powerful 
emergence of cities as primary spaces for 
progressive and majority action, for the 
protection of diversity, for dealing with im-
migration to the US, higher minimum wage, 
gender relations and so on. 

In this interregnum of Trump and Trumpism, 
and of parallel-isms in other countries, fools 
imagine a competition between globalism 
and nationalism. But, of course, it is really 
a competition between those who exploit 
differences to maintain old orders and old 
corruptions versus those who recognize our 
interdependence and seek to enliven it with 
a fresher and stronger democracy.” 
(The Nation, 25. April 2017) 

Dr. Thomas Weninger 
ist Generalsekretär des Österreichi-
schen Städtebundes und vertritt als sol-
cher den Standpunkt, dass Europa nur 
gemeinsam mit der lokalen Ebene der 
Städte und Gemeinden erfolgreich sein 
kann. So wie Städte und Gemeinden 
aktiv in den europäischen Gestaltungs-
prozess miteinbezogen werden sollen, 
so essentiell erachtet er es auch für 
jede und jeden einzelne/n, im Zuge der 
Wahlen zum Europäischen Parlament 
- aber nicht nur dort - das demokrati-
sches Gestaltungsrecht wahrzunehmen. 
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Menschenrechte schützen  
in der EU 
Michael O’Flaherty 

Kann sich eine einfache Privatperson gegen ein Ge-
setz wehren, das es erlaubt, auf Vorrat zu speichern, 
wann sie wo mit wem telefoniert hat? 
Die Antwort lautet ja – wenn die Person das Glück hat, in einem Land zu leben, in dem 
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gelten. Die Europäische Union fußt 
auf eben diesen gemeinsamen Werten, und der EU-Vertrag führt aus, was dies für die 
Menschen bedeutet: Sie leben in einer Gesellschaft, „die sich durch Pluralismus, Nichtdiskri-
minierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern 
auszeichnet.“ 

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, konzentrieren sich die Politik und das Handeln 
der EU auf zwei Bereiche: den Schutz der Grundrechte innerhalb der EU und die Förderung 
der Menschenrechte weltweit. Um die Grundrechte in der EU effektiv zu schützen und den 
Menschen in den Mitgliedsstaaten konkrete Verbesserungen zu bringen, sind drei Voraus-
setzungen nötig: Die entsprechenden Werte und Normen müssen gesetzlich verankert sein, 
sie müssen aber auch bekannt sein und zudem geltend gemacht werden. 

Gesetzliche Verankerung der Grundrechte in der EU 
1995, als Österreich der EU beitrat, waren die Grundrechte zwar bereits ausdrücklich im 
Unionsvertrag von Maastricht verankert und als allgemeine Rechtsgrundsätze in der EU an-
erkannt. Der Gerichtshof der Europäischen Union hatte die Grundrechte auch schon in vie-
len Entscheidungen konkretisiert. Es sollte aber noch mehrere Jahre dauern, bis die EU einen 
eigenen Grundrechtekatalog vorlegen würde: die Grundrechtecharta. Diese Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, die 2000 feierlich verkündet wurde, bedeutete einen 
entscheidenden Schritt hin zur schriftlichen Verankerung der Grundrechte im EU-Recht. Seit 
dem Vertrag von Lissabon 2009 ist die EU-Grundrechtecharta rechtlich bindend. Das heißt, 
dass in Österreich lebende Menschen aufgrund der EU-Mitgliedschaft einen zusätzlichen 
Schutz ihrer Grundrechte genießen (siehe Kasten). 

Die Grundrechtecharta in Kürze 

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union verbrieft die Grund- und Menschenrechte in der Europäischen Union. Die Char-
ta richtet sich in erster Linie an die Union selbst. Sie ist für die EU-Mitgliedstaaten nur da verbindlich, wo sie EU-Recht umsetzen. Das 
geschieht allerdings oft, weil das EU-Recht einen erheblichen Teil der nationalen Rechtsetzung und Politikgestaltung unmittelbar oder 
mittelbar beeinflusst. In allen diesen Fällen kann die Charta von den nationalen Behörden und Gerichten verwendet oder gegenüber 
den nationalen Behörden geltend gemacht werden. 

Ausgearbeitet wurde die Charta von einem europäischen Konvent, der sich aus 15 VertreterInnen der damals 15 EU-Mitgliedstaaten, 46 
Parlamentsabgeordneten (16 Mitgliedern des Europäischen Parlaments und 30 Mitgliedern nationaler Parlamente) und einem Vertre-
ter der Europäischen Kommission zusammensetzte. Auch die Zivilgesellschaft wurde konsultiert. Im Dezember 2000 verkündeten das 
Europäische Parlament, die Europäische Kommission und der Rat der EU feierlich die Charta, die mit dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon am 1. Dezember 2009 schließlich rechtsverbindlich wurde. 

Verglichen mit den Konventionen der Vereinten Nationen oder des Europarats ist die EU-Grundrechtecharta also mit ihren zehn Jahren 
noch recht jung. Deshalb muss sie noch weiter bekanntgemacht werden, damit die Mitgliedstaaten sie immer stärker in Gesetzgebung 
und Gerichtsverfahren nutzen. 

Einsatz in Österreich 
Den Kern des österreichischen Grundrechtsschutzes bildet die Europäische Menschenrechtskonvention des Europarates, die seit 1964 
im Verfassungsrang steht. Die Grundrechtecharta wird im Wortlaut der österreichischen Bundesverfassung nicht erwähnt. 

Das österreichische Verfassungsgericht stellte 2012 jedoch klar‚ dass die Rechte aus der Grundrechtecharta den Rechten aus der öster-
reichischen Verfassung gleichgestellt sind, wenn sie mit ihnen in Wortlaut und Intention im Einklang stehen. Somit können die Rechte 
aus der Charta in Einzelbeschwerden vor dem Verfassungsgerichtshof geltend gemacht werden; und sie dienen dem Verfassungsge-
richtshof auch als Maßstab, wenn er prüft, ob österreichische Rechtsvorschriften mit der Verfassung vereinbar sind. Diesem Zugang ist 
kürzlich auch das deutsche Verfassungsgericht in Karlsruhe gefolgt: Dort, wo EU-Gesetzgebung einen Politikbereich harmonisiert hat, 
wird die Charta nun auch in Deutschland zum relevanten Verfassungsmaßstab. 

Der besondere Wert der Charta 
Die Charta ist ein rechtsverbindliches Dokument. Sie verankert bürgerliche und politische Rechte sowie wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte. Darüber hinaus profitiert sie von der Stärke des EU-Rechts: Das EU-Recht hat häufig unmittelbare Wirkung, und es muss 
grundsätzlich – und im Gegensatz zum Völkerrecht – Vorrang vor nationalem Recht erhalten. In manchen Fällen kann es zwar unmöglich 
sein, sich direkt auf die Charta zu berufen – beispielsweise, wenn die betreffende Bestimmung der Charta nicht durch einen Rechtsakt 
oder eine Durchführungsvorschrift umgesetzt wurde oder wenn die betreffende Rechtssache nicht in den Anwendungsbereich des 
EU-Rechts fällt. Auf jeden Fall verschafft die Charta aber vielen Rechten mehr Aufmerksamkeit. Dies gilt nicht nur für soziale Rechte, 
sondern auch den Umweltschutz (Artikel 37), den Konsumentenschutz (Artikel 38) oder das Recht auf ein faires Verfahren (Artikel 47), 
das in der Grundrechtecharta wesentlich weitgehender angelegt ist als etwa in der Europäischen Menschenrechtskonvention oder in 
vielen Verfassungen. Im Gegensatz zur Europäischen Sozialcharta des Europarates bietet die Charta den Mitgliedstaaten auch nicht die 
Möglichkeit, sich nur an ausgewählte Bestimmungen zu binden – alle Mitgliedstaaten müssen sich an sämtliche Bestimmungen halten. 

Grundrechte und Charta – zu wenig be-
kannt 
Erhebungen zeigen, dass viele Menschen 
nicht oder nicht ausreichend über ihre 
Rechte Bescheid wissen; und auch über die 
Grundrechtecharta sind viele nicht infor-
miert: Eine Eurobarometer-Umfrage hat 
2019 gezeigt, dass im EU-Durchschnitt nur 
42% der Befragten die Charta überhaupt 
kennen, und nur 12% wissen auch, was sie 
eigentlich ist. In Österreich kannten immer-
hin 57% die Charta. Gleichzeitig sagten 
europaweit 60% der Befragten, sie wären 
interessiert, mehr über die Inhalte der 

Charta zu erfahren, und ebenso viele wollten 
mehr dazu wissen, wohin sie sich wenden 
könnten, wenn sie in ihren Rechten verletzt 
würden. 

In mehreren Studien hat die FRA zudem fest-
gestellt, dass verschiedene Bevölkerungs-
gruppen, die häufiger diskriminiert werden, 
einen sehr unterschiedlichen Wissensstand 
zu den eigenen Rechten haben. So wissen 
die meisten (79 %) dunkelhäutigen Men-
schen afrikanischer Abstammung in der EU, 
dass es in ihren Wohnortländern Gesetze 
gegen Diskriminierung gibt. Laut einer FRA-

Erhebung unter Roma dagegen wusste nur 
etwas mehr als ein Drittel (36 %), dass ein 
Gesetzt existiert, das Diskriminierung auf-
grund von Hautfarbe, ethnischer Herkunft 
oder Religion verbietet; fast genauso viele 
Roma dachten, dass es ein solches Gesetz 
nicht gibt. Das bedeutet in der Folge, dass 
viele Menschen ihre Rechte nicht einfordern 
(können). Menschenrechte und politische 
Bildung scheinen also nach wie vor in vielen 
Lehrplänen quer durch die EU-Mitgliedstaa-
ten zu kurz zu kommen. 
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Rechte umsetzen und geltend machen 
Wer soll nun die Menschenrechte in der EU 
umsetzen? 

Diese Aufgabe hat zunächst der Gesetz-
geber, also entweder die EU selbst oder die 
Mitgliedstaaten. Der EU-Grundrechteschutz 
bringt mit sich, dass alle Gesetze, die in den 
Anwendungsbereich des EU-Rechts fallen, 
die Grundrechte aus der Charta respektieren 
müssen. Tut ein Gesetz dies nicht, so darf es 
nicht angewendet werden. 

Daher spielen auch die Gerichte eine wich-
tige Rolle dabei, die Menschenrechte in 
der EU geltend zu machen, allen voran der 
Europäische Gerichtshof in Luxemburg, 
der die korrekte Umsetzung des EU-Rechts 
prüft. Dabei wird die Grundrechtecharta 
immer wichtiger: Während der Europäische 
Gerichtshof 2010 in seinen Urteilen ganze 
27-mal auf die Charta verwies, waren es 
2018 bereits 356 Verweise. 

Weil auch jedes nationale Gericht als „EU-
Gericht“ agieren kann, wenn der Verhand-
lungsgegenstand in irgendeiner Weise unter 
EU-Recht fällt, kommt auch den Richter-
Innen und AnwältInnen in den Mitglieds-
staaten eine sehr wichtige Rolle zu. Es wäre 
deshalb wichtig, dass angehende JuristIn-
nen in der gesamten EU eine verpflichtende, 
profunde Ausbildung im EU-Recht inklusive 
der Charta erhalten – woran in vielen Län-
dern jedoch noch gearbeitet wird. 

Nicht zu unterschätzen ist auch die Bedeu-
tung der Zivilgesellschaft: Häufig sorgt sie 
dafür, dass sich Informationen über Men-
schenrechte verbreiten, und schafft ein Be-
wusstsein über Rechte. Aber auch wenn es 
darum geht, konkrete Rechte einzufordern, 
leistet die Zivilgesellschaft entscheidende 
Beiträge – sei es auf politischer Ebene oder 
über den Rechtsweg. In sogenannten Mus-

terklagen etwa wird ein konkreter Fall exem-
plarisch bis zum Höchstgericht – manchmal 
gar bis zum Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg oder zum Menschenrechts-Ge-
richtshof des Europarates in Straßburg – 
durchgekämpft, um so eine Änderung eines 
Gesetzes oder seiner praktischen Umset-
zung zu erreichen. Beispielsweise im Daten-
schutz gibt es mehrere Fälle, die tatsächlich 
den Menschenrechtsschutz in der Praxis 
gestärkt haben. So erklärte der Europäische 
Gerichtshof 2014 die EU-Richtlinie zur Vor-
ratsdatenspeicherung, für ungültig – auf-
grund von Bedenken insbesondere aus der 
österreichischen Zivilgesellschaft. 

Auch Städte und Gemeinden sind ent-
scheidend, denn eine wirklich demokra-
tische Kultur, die auf Menschenrechten 
fußt, muss immer auf lokaler Ebene kon-
kret gelebt werden. Dies funktioniert nur, 
wenn die Menschen über ihre Rechte (und 
Pflichten) Bescheid wissen. Deshalb hat 
etwa die Schwedische Region Vastra Go-
taland Projekte gestartet, um die Patient-
Innen in Spitälern und psychiatrischen 
Anstalten über ihre Rechte zu informieren. 
Die Stadt Wien wiederum hat sogar ein 
eigenes Menschenrechtsbüro eingerich-

tet. Wie Wien nehmen auch andere Städte 
ihr Potenzial und ihre Verantwortung für 
die Menschenrechte immer deutlicher 
wahr. Es hat sich ein weltweites Netzwerk 
von sogenannten ‚Menschenrechtsstäd-
ten‘ etabliert, zu dem in Österreich etwa 
Wien und Graz zählen, und im EU-Ausland 
z.B. Barcelona in Spanien oder Utrecht in 
den Niederlanden. Wien hat sich 2014 mit 
einer Deklaration des Gemeinderats zur 
Menschenrechtsstadt erklärt. Als solche 
will Wien verstärkt für Menschenrechte 
sensibilisieren, Handlungsbedarf erken-
nen und Maßnahmen für die Menschen-
rechte in allen Teilen der Gesellschaft 
fördern. 

FRA – die EU-Agentur für Grundrechte 
Um die Umsetzung der Grund- und Men-
schenrechte zu unterstützen, hat die EU 
– mit ausdrücklicher Zustimmung aller 
Mitgliedstaaten – eine Expertenorgani-
sation für die Grundrechte geschaffen: 
die Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte, die 2007 gegründet wurde 
und ihren Sitz in Wien hat. Sie berät die EU-
Mitgliedstaaten und die EU-Institutionen 
dabei, wie sie Menschenrechte in der EU 
besser umsetzen können (siehe Kasten). 

©
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Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) 

Die Europäische Union richtete die FRA ein, um die EU-Einrichtungen (etwa Rat, Europäisches Parlament, Kommission, andere EU-Agen-
turen) und die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten in Menschenrechtsfragen zu beraten. Die FRA ist eine unabhängige EU-Agentur, die 
aus dem Budget der Europäischen Union finanziert wird. 

Die FRA trägt dazu bei, den Schutz der Grundrechte in der EU zu gewährleisten. Sie tut dies, indem sie Informationen über die Grund-
rechtesituation in der gesamten Europäischen Union sammelt und analysiert. Auf der Grundlage dieser Fakten gibt die FRA dann Stel-
lungnahmen ab, die zur Verbesserung der Situation beitragen sollen, und berät EU-Institutionen und –Regierungen, wie diese umge-
setzt werden können. Zudem informiert die FRA Menschen über ihre Grundrechte. 

Was die FRA tut 

1) Groß angelegte Erhebungen, z.B: 
- Erste EU-weite Erhebung über Erfahrungen mit Diskriminierung und Viktimisierung von Zuwanderern und ethnischen Minderheiten
 - Größte jemals durchgeführte Erhebung zu geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen in allen EU-Mitgliedstaaten 

2) Vergleichende Rechts- und Sozialforschung, z.B.: 
- Rechtsmittel im Zusammenhang mit dem Datenschutz und Überwachung durch Nachrichtendienste 
- Schwere Formen der Arbeitsausbeutung in der EU 
- Grundrechte von Menschen mit Behinderungen 

3) Handbücher für JuristInnen: Diese Handbücher stellen die EU-Gesetzgebung und EU-Rechtsprechung in leicht zugänglicher Form 
dar, bisher zu folgenden Themen: Asyl, Grenzen und Migration; Antidiskriminierungsrecht; Rechte des Kindes; Datenschutz; Zugang 
zur Justiz; Grundrechtecharta. 

4) Richtungsweisende Grundrechtekonferenzen, wie das Grundrechteforum 2021 in Wien; Workshops und Trainings 

5) Jährlicher Grundrechtebericht: Er bringt auf den Punkt, was sich in den Mitgliedstaaten und in der EU in Sachen Grundrechte getan 
 hat. Dabei stützt er sich auf Informationen des FRA-Forschungsnetzwerks in den EU-Mitgliedstaaten. 

 Alle FRA-Berichte und Daten zu spezifischen Themen sind online unter www.fra.europa.eu zugänglich. Die Publikationen sind auf
 Englisch und teilweise auch auf Deutsch und anderen Sprachen online verfügbar und können kostenlos bestellt werden. 

Wer in der Agentur arbeitet  

Zu den rund 100 MitarbeiterInnen der FRA zählen JuristInnen, Sozial- und PolitikwissenschafterInnen, StatistikerInnen sowie Kommuni-
kationsexpertInnen aus der ganzen EU. Beaufsichtigt wird die Arbeit der FRA von einem Verwaltungsrat, der sich aus von den Mitglied-
staaten berufenen unabhängigen ExpertInnen (für Österreich derzeit: Dr. Peter Kostelka und Prof. Georg Lienbacher) sowie aus Vertre-
terInnen des Europarats und der EU-Kommission zusammensetzt. Direktor ist der irische Menschenrechtsexperte Michael O’Flaherty. 

Ausblick 
Grund- und Menschenrechte sind keine freiwillige Handlungsempfehlung, sondern sie sind 
durch das Recht der EU und der internationalen Völkergemeinschaft garantiert. Um sie wei-
ter für alle zu verwirklichen, müssen EU-Institutionen, Regierungen der Mitgliedstaaten, re-
gionale und lokale Behörden, Sozialpartner und die Zivilgesellschaft eng zusammenarbeiten. 
Die FRA trägt hierzu bei, indem sie die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten in Rechtset-
zung und -umsetzung berät und praktische Hilfe anbietet, etwa in Trainings zur Anwendung 
der EU-Grundrechtecharta. Denn nur wer um seine Rechte weiß, kann sie für sich einfordern 
– wie der Österreicher, der gegen die Speicherung seiner Handy-Daten klagte und damit 
2014 entscheidend dazu beitrug, die EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung zu kippen. 

Michael O'Flaherty  
ist Direktor der  Agentur der Europäi-
schen Union für Grundrechte (FRA). Zu-
vor war er Professor für Menschenrech-
te an der National University of Ireland 
in Galway, Direktor des irischen Zent-
rums für Menschenrechte und Mitglied 
des Menschenrechtsausschusses der 
Vereinten Nationen. Insgesamt blickt 
er auf eine rund 25-jährige Tätigkeit im 
Menschenrechtsbereich auf nationaler 
und internationaler Ebene zurück. 
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“A new push for European
democracy.” 
Die Konferenz zur Zukunft Europas, ihre Erfolgsaus-
sichten und die Rolle der Städte und Regionen. 
Kilian Klinger 

Bestrebungen dahingehend, das europäische Demo-
kratiemodell zu stärken und damit den zyklisch auf-
tretenden Debatten über Vertrauenskrisen in das 
europäische Institutionengeflecht entgegenzuwir-
ken, stehen nicht erst seit dem Amtsantritt der neuen 
Kommissionspräsidentin weit oben auf der politi-
schen Prioritätenliste der europäischen Exekutive. 

Vielmehr begleiten Fragen nach der Demokratisierung europäischer Politikgestaltung den 
europäischen Integrationsprozess wohl seit Anbeginn, wenngleich auch dieser Problemkom-
plex gewisse thematische Konjunkturen im öffentlichen Diskurs durchlebt haben mag. 

Es waren jedoch gerade die Ereignisse vom 23. Juni 2016, die diesem Thema erneut 
tagespolitische Brisanz verliehen haben. An diesem Tag stimmte die britische Bevölke-
rung mehrheitlich gegen einen Verbleib des Vereinigten Königreichs im europäischen 
Staatenverbund. Dem vorausgegangen war eine Austrittskampagne, die sich sehr stark 
der in breiten Bevölkerungsteilen auf der Insel grassierenden Grundskepsis in Bezug auf 
die Legitimation einer ohnehin der zunehmenden äußeren Einflussnahme verdächtigten, 
europäischen Normsetzungsmaschinerie bediente. Der Leitspruch der Austrittsbefürwor-
ter „Take Back Control“ verdeutlicht, dass die Kritik an vermeintlich mangelnder demo-
kratischer Legitimation europäischer Politikgestaltung und die Forderung nach Wieder-
erlangung souveräner Entscheidungshoheit tragende Motive in den Austrittskampagnen 
waren. Der aktuelle Vorstoß der Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, eine 
„Konferenz zur Zukunft Europas“ abzuhalten und damit die Bürgerinnen und Bürger der 
EU aktiv und direkt in eine Debatte um die wichtigen Zukunftsfragen der Union einzube-
ziehen, ist sicherlich wesentlich von den schmerzlichen Erfahrungen des „Brexit“ getragen. 
Nicht weniger als einen „neuen Schwung für die Demokratie in Europa1“ versprach die 
neue Kommissionspräsidentin und griff in diesem Zusammenhang die – ursprünglich vom 
französischen Staatspräsidenten Macron stammende2 – Idee einer Zukunftskonferenz auf. 
Im Rahmen dieses Vorhabens soll Bürgerinnen und Bürgern über einen Zeitraum von zwei 
Jahren ein Forum geboten werden, um sich, auch abseits des alle fünf Jahre stattfinden-
den europäischen Urnengangs, aktiv am Diskurs über die zukünftigen Herausforderungen 

1https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_19_4230 
2https://www.zeit.de/politik/ausland/2019-03/europaeische-union-emmanuel-macron-reform-europawahl 

und Reformen der EU zu beteiligen. Im 
Wesentlichen geht es dabei auch darum, 
so die Kommission, „eine Vision“  für die 
Zukunft der verbleibenden EU-27 zu 
entwickeln. Die Zukunftskonferenz, die 
ursprünglich am 9. Mai 2020, dem Euro-
patag, feierlich hätte eröffnet werden 
sollen4, wird für diesen ambitionierten 
Diskussionsprozess gewissermaßen einen 
institutionellen Rahmen bereitstellen. 

Die Frage, wohin sich die EU-27 zukünftig 
entwickeln soll, rückte seit der Austritts-
entscheidung Großbritanniens also ver-
stärkt in den Fokus der politischen Debatte 
auf europäischer Ebene. Ausgangspunkt 
dieses Diskussionsprozesses war ein am 
1. März 2017 von der Kommission vorge-
legtes Weißbuch, das sogenannte „Weiß-
buch zur Zukunft Europas“.5 Darin wurden 
unterschiedliche Zukunftsszenarien zur 
Diskussion gestellt, die jeweils einen mög-
lichen Entwicklungspfad für den weiteren 
europäischen Integrations- bzw. auch 
Desintegrationsprozess der EU-27 bis zum 
Jahr 2025 skizzierten. Auch das Europäi-
sche Parlament beteiligte sich im Rahmen 
der vergangenen Wahlperiode intensiv an 
der Debatte um die Zukunft der Union. So 
verabschiedete es bereits im Februar 2017 
bzw. Februar 2019 Entschließungen6, in 
denen es teils sehr weitreichende institu-
tionelle Reformvorschläge unterbreitete, 
deren Umsetzung auch Primärrechts-
änderungen voraussetzen würde. Hinter 
der konkreten Ankündigung der Kommis-
sionspräsidentin, eine „Zukunftskonferenz“ 
auszurichten stand aber sicherlich auch ein 
sehr konkretes politisches Motiv, näm-
lich das Zugeständnis an das Europäische 
Parlament, einen umfassenden Diskus-
sionsprozess zu initiieren, an dessen Ende 
auch die, vom Europäischen Parlament 
teils vielfach geforderten, institutionellen 
Reformen des europäischen Demokratie-
modells stehen könnten. 

(Inter)institutionelle Konzipierungs-
phase 
Wenngleich alle drei europäischen Insti-
tutionen – also Kommission, Parlament 
und Rat – in die Organisation der Konfe-
renz eingebunden sind, so sieht sich das 
Europäische Parlament sicherlich in einer 
Schlüsselrolle in diesem Prozess, nicht zu-
letzt aufgrund seiner besonderen Stellung 
als einziges direkt durch die Bevölkerun-
gen der EU-Mitgliedstaaten demokratisch 
legitimiertes Vertretungsorgan im euro-
päischen Institutionenverbund.7 Mit der 
Entschließung über den „Standpunkt des 
Europäischen Parlaments zur Konferenz 
über die Zukunft Europas“8 vom 15. Jän-
ner 2020 legte das Europäische Parlament 
als erste der drei EU-Institutionen seine 
Vorstellungen betreffend die „Konfe-
renz zur Zukunft Europas“ vor. Ziel der 
Konferenz müsse demnach sein, mit den 
Bürgerinnen und Bürgern der EU direkt 
in einen „sinnvollen Dialog“9 über not-
wendige Maßnahmen zur Verbesserung 
der Handlungsfähigkeit sowie der Demo-
kratisierung der Union zu treten, mit der 
Stoßrichtung, allenfalls langfristig einen 
„dauerhaften Mechanismus zur Einbezie-
hung der Bürger in die Überlegungen zur 
Zukunft Europas“10 zu etablieren. 

Wenig später folgte auch die Europäische 
Kommission und legte am 22. Jänner 
2020 eine Mitteilung11 vor, in der sie ihre 
Position zum Konferenzvorhaben erstmals 
konkretisierte. Darin wird die Zukunfts-
konferenz als „große paneuropäische, 
demokratische Übung“12 bezeichnet, die 
„ein neues öffentliches Forum für offene, 
inklusive, transparente und strukturierte 
Bürgerdebatten über wichtige Prioritäten 
und Herausforderungen“13 bieten und 
sich dabei neuer sowie bereits etablierter 
Formen und Instrumente der Bürgerbetei-
ligung bedienen soll. 

Auf mitgliedstaatlicher bzw. Ratsseite lag 
bis zum Zeitpunkt des Redaktionsschlus-
ses dieses Sammelbandes noch keine 
gemeinsame Position vor. Erste konkrete 
Überlegungen seitens mitgliedstaatlicher 
Vertreter lieferte allerdings ein bereits im 
November 2019 gemeinsam von Deutsch-
land und Frankreich vorgelegtes „Non-
Paper“14, in dem Leitprinzipien in Bezug 
auf die Organisation, den Ablauf sowie 
die Zielsetzungen dieser Reformkonfe-
renz formuliert wurden und welches den 
Ausgangspunkt für die Diskussion im Rat 
darstellte. Im Rahmen des Gipfeltreffens 
im Dezember 2019 befassten sich erstmals 
auch die Staats- und Regierungschefs mit 
dem Thema und formulierten erste eher 
vage Konturen in Bezug auf die Zielset-
zung und Umsetzung der „Zukunftskon-
ferenz“.15 Der kroatische Ratsvorsitz wurde 
mit der Erarbeitung einer Ratsposition 
beauftragt. Die Arbeiten hierzu waren zum 
Zeitpunkt der Erstellung dieses Beitrags 
noch im Gange. Ein erster Gedankenaus-
tausch auf MinisterInnen-Ebene stand 
im Rahmen der Tagungen des Rates für 
Allgemeine Angelegenheiten im Jänner 
2020 auf der Tagesordnung.16 

Von dem, was bisher bzgl. der Positionen 
der einzelnen Institutionen öffentlich vor-
liegt, kann zumindest davon ausgegan-
gen werden, dass im Grundsatz Einigkeit 
darüber besteht, dass man hinsichtlich 
des Diskussionsprozesses im Rahmen 
der Zukunftskonferenz einem inklusiven 
„bottom-up“ Zugang folgen möchte, der 
möglichst alle Bevölkerungsgruppen – das 
heißt vor allem auch die bisher struktu-
rell weitgehend unterrepräsentierten 
Bevölkerungsteile –  gleichermaßen zu 
erreichen und einzubeziehen versucht. 
Laut Kommission müsse das Ziel sein, eine 
möglichst umfassende Einbeziehung der 
Bürgerinnen und Bürger der Union zu er-
reichen, wodurch auch der „stille[n] Mehr-
heit der Europäer“17 die Möglichkeit zur 

3 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, “Gestaltung der 9 Ibid., 2. 
Konferenz zur Zukunft Europas”, COM(2020) 27 final, S. 1.4 Ibid., S. 7. 10 Ibid., 2. 

5 Europäische Kommission (2017), „Weissbuch zur Zukunft Europas. Die EU der 27 im 
Jahr 2025 – Überlegungen und Szenarien.“, COM(2017) 2025. 

6 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. Februar 2017 zur Verbesserung der 
Funktionsweise der Europäischen Union durch Ausschöpfung des Potenzials des Ver-
trags von Lissabon (2014/2249(INI)); Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
16. Februar 2017 zu möglichen Entwicklungen und Anpassungen der derzeitigen institu-
tionellen Struktur der Europäischen Union (2014/2248(INI)); Entschließung des Europäi-
schen Parlaments vom 13. Februar 2019 zum Stand der Debatte über die Zukunft Europas 
(2018/2094(INI)). 

7 Siehe hierzu Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Jänner 2020 zum 
Standpunkt des Europäischen Parlaments zur Konferenz über die Zukunft Europas 
(2019/2990(RSP)), F. 

8 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Jänner 2020 zum Standpunkt des 
Europäischen Parlaments zur Konferenz über die Zukunft Europas (2019/2990(RSP)). 

11 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, “Gestaltung der 
Konferenz zur Zukunft Europas”, COM(2020) 27 final. 

12 Ibid., S. 2. 
13 Ibid. 
14 Conference on the Future of Europe. Franco-German non-paper on key questions and 

guidelines, https://www.politico.eu/wp-content/uploads/2019/11/Conference-on-the-
Future-of-Europe.pdf (zuletzt aufgerufen am 11.2.2020). 

15 Siehe hierzu: Tagung des Europäischen Rates (12. Dezember 2019), Schlussfolgerungen, 
EUCO 29/19,, S. 3f. https://www.consilium.europa.eu/media/41779/12-euco-final-con-
clusions-de.pdf (zuletzt aufgerufen am 11.2.2020). 

16 https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/gac/2020/01/28/ (zuletzt aufgerufen 
am 26.2.2020) 

17 Europäische Kommission, COM(2020) 27 final, S. 5. 
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Mitsprache gegeben wird. Betont wird in 
diesem Zusammenhang von allen Seiten, 
dass an bereits etablierten Bürgerbeteili-
gungsformaten angeknüpft werden soll, 
insbesondere den unter früheren Kom-
missionspräsidenten etablierten soge-
nannten „Bürgerdialogen“. Wie ein solcher 
„bottom-up“ Prozess allerdings im Detail 
aussehen soll bzw. ob ein solcher letztlich 
faktisch erreicht wird18, welche konkreten 
Beteiligungsformate umgesetzt werden 
sollen, wie diese im einzelnen organisiert 
und administriert werden sollen und 
letztlich auch wer diesem Prozess politisch 
vorsitzen wird, ist derzeit noch völlig offen 
und wird Gegenstand interinstitutioneller 
Verhandlungen sein. Das Europäische 
Parlament hat im Jänner 2020 seinerseits 
jedenfalls bereits sehr detaillierte Vorstel-
lungen bzgl. der „Governance“-Strukturen 
der Konferenz vorgelegt und stellt auch 
einen politischen Führungsanspruch. Die 
Mitteilung der Kommission bleibt in die-
sen Belangen vergleichsweise vage. Sei-
tens des Rates wird wohl sehr stark darauf 
Bedacht genommen – zumindest legen die 
Schlussfolgerungen des Europäischen Ra-
tes vom 12. Dezember 2019 diesen Schluss 
nahe –, dass die institutionelle Balance 
gewahrt bleibt und eine gleichberechtigte 
Vertretung des Rates in den Konferenz-
strukturen sichergestellt ist , weshalb man 
wohl auch dem politischen Führungsan-
spruch des Europäischen Parlaments im 
Hinblick auf das Konferenzvorhaben eher 
kritisch gegenübersteht. 

Besonders kontrovers in der aktuellen 
Konzipierungsphase dürfte vor allem 
aber die Frage sein, wie mit den Ergeb-
nissen der Konferenz zu verfahren ist, also 
die Frage der Tragweite des politischen 
„Follow-up“. Das Europäische Parlament 
positioniert sich in dieser Frage sehr klar 
und fordert, dass die Ergebnisse der 
Konferenz verpflichtend „unverzüglich 
und ernsthaft mit Legislativvorschlägen, 

durch die Vertragsänderungen oder 
anderweitige Änderungen eingeleitet 
werden,“20 weiterverfolgt werden sollen. 
Damit wird also explizit eine Vertragsän-
derung als mögliches Ausgangsszenario 
in Aussicht genommen. Die diesbezüg-
lichen Vorstellungen des Europäischen 
Parlaments lassen also gewissermaßen 
den Charakter eines Verfassungskonvents 
erkennen - ein Punkt, der wohl eine der 
Hauptkontroversen in den interinstitutio-
nellen Verhandlungen sein und vor allem 
im Rat vermutlich auf wenig Gegenliebe 
stoßen wird. Die Kommission zeigt sich in 
ihrer Mitteilung bzgl. dieser Frage deut-
lich zurückhaltender, auch im Vergleich zu 
dem, was in den politischen Leitlinien der 
Kommissionspräsidentin in diesem Zu-
sammenhang zuvor angekündigt wurde. 
Darin wird noch explizit die Möglichkeit 
von Vertragsänderungen als denkbare 
Folge der Konferenz in Aussicht gestellt. 
In der Mitteilung findet sich nun lediglich 
das Bekenntnis dazu, dass die Kommission 
„die Rückmeldungen und Vorschläge der 
Bürgerinnen und Bürger in ihrer Legisla-
tivagenda berücksichtigen“21 werde. Die 
Kommission ergänzt dies allerdings um die 
Forderung,  eine „Verpflichtung zur Wei-
terverfolgung“22 der Konferenzergebnisse 
im Konferenzmandat zu verankern.  

Auch lassen die Schlussfolgerungen 
des Europäischen Rates vom Dezem-
ber 2019 diesbezüglich vieles offen. Im 
Unterschied zum deutsch-französischen 
„Non-Paper“ wird jedenfalls eine allfälli-
ge Vertragsänderung als denkmögliche 
politische Handlungskonsequenz aus 
der Zukunftskonferenz nicht – und an-
gesichts der Kontroversen wohl ganz 
bewusst nicht – genannt23, besteht doch 
bei vielen Mitgliedstaaten wenig Appetit 
für den langwierigen Prozess einer Ver-
tragsreform.24 Die österreichische Bundes-
regierung scheint hingegen dieser Frage 
gegenüber generell sehr aufgeschlossen 

zu sein, zumindest wird im Regierungs-
programm explizit ein neuer Vertrag für 
Europa gefordert.25 Die „Konferenz zur 
Zukunft Europas“ solle „auf diesem Weg 
eine wichtige Rolle spielen“.26 Der Zusatz, 
dass hierbei dem Grundsatz der Subsidia-
rität Rechnung getragen werden soll, legt 
allerdings die Vermutung nahe, dass eine 
solche Vertragsreform wohl nicht primär 
auf eine Ausweitung von Unionskompe-
tenzen gerichtet sein soll. Vielmehr wird 
darin von „effizienter Aufgabenverteilung 
zwischen Mitgliedstaaten und der Euro-
päischen Union“ und von „großen Leucht-
turmprojekten“ gesprochen, denen sich 
die EU verstärkt widmen müsse.27 

Erfolgsfaktoren 
Der Versuch, Bürgerinnen und Bürger der 
Union aktiv in die Diskussion über Zu-
kunftsfragen einzubinden, ist keineswegs 
neu. Erfahrungen mit diversen Bürger-
beteiligungsformaten bestehen reichlich. 
Woran es bisher zumeist allerdings eher 
mangelte, war die Bereitschaft, daraus 
auch einen konkreten politischen Hand-
lungsauftrag abzuleiten, der in konkre-
ten Reform- und Integrationsschritten 
mündet.28 Für den Erfolg und letztlich 
auch die Glaubwürdigkeit der Zukunfts-
konferenz an sich wird also genau dies 
von entscheidender Bedeutung sein, 
nämlich ob tatsächlich ein gemeinsamer 
politischer Wille aller maßgeblich an der 
Umsetzung dieses Vorhabens beteiligten 
Entscheidungsträger besteht, den Konfe-
renzergebnissen auch die erforderlichen 
institutionellen bzw. legislativen Reform- 
oder Integrationsschritte folgen zu lassen. 
Lippenbekenntnisse und politische Ab-
sichtserklärungen reichen hierbei nicht 
aus. Entscheidend wird vielmehr sein, ob 
es diese Konferenz vermag, ein Momen-
tum zu schaffen, das es ermöglicht, die 
ohnehin bereits bestehende Zerrissen-
heit in zentralen integrationspolitischen 
Fragen zu überwinden. Für die „großen 

18 Kritisch hierzu: https://verfassungsblog.de/the-conference-on-the-future-of-europe-
an-open-letter/ (zuletzt aufgerufen am 3.3.2020) 

19Siehe hierzu: https://www.politico.eu/article/conference-on-the-future-of-europe-dont-
mention-the-treaty-word-european-commission-parliament-ursula-von-der-leyen/ 
(zuletzt aufgerufen am 26.2.2020). 

20 Europäisches Parlament, 2019/2990(RSP), 31. 
21 Europäische Kommission, COM(2020) 27 final, S. 7. 
22 Ibid. 
23 https://www.politico.eu/newsletter/brussels-playbook/politico-brussels-playbook-pre-

sented-by-youtube-big-win-for-boris-corbyn-to-go-climate-fudge/ (zuletzt aufgerufen 
am 26.2.2020). 

24 Siehe hierzu: https://www.politico.eu/article/conference-on-the-future-of-europe-dont-
mention-the-treaty-word-european-commission-parliament-ursula-von-der-leyen/ 
(zuletzt aufgerufen am 26.2.2020). 

25 “Aus Verantwortung für Österreich. Regierungsprogramm 2020-2024.“, S. 174. 
https://www.nachrichten.at/storage/med/download/288383_Regierungspro-
gramm_2020_GESAMT_VERSAND.pdf (zuletzt aufgerufen am 11.2.2020). 

26 Ibid. 
27 Ibid, 175. 
28 Kritik diesbzgl. beispielsweise von: P. Butcher  und C. Stratulat, “The European Citizens’ 

Consultation deserve pride of place at von der Leyen’s Conference”, European Policy 
Centre, European Politics and Institutions Programme, Commentary, 5. September 2019. 
(http://aei.pitt.edu/100437/1/pub_9312_ecc.pdf, zuletzt aufgerufen am 11.2.2020) 

29 Europäische Kommission, COM(2020) 27 final, S. 7. 

Würfe“ – und damit ist noch nicht einmal 
eine mögliche Vertragsreform gemeint, 
über die immer wieder in diesem Kontext 
diskutiert wird – braucht es die deutlich 
verstärkte Bereitschaft zur Konsensfin-
dung – in letzter Konsequenz insbesonde-
re seitens der Mitgliedstaaten als „Herren 
der Verträge“. Ohne eine solche, werden 
die aus einer noch so ambitioniert betrie-
benen Zukunftskonferenz abgeleiteten in-
stitutionellen Reformbestrebungen kaum 
in den von der Kommission geforderten 
„konkreten Maßnahmen und greifbaren 
Ergebnissen“29 münden können, sondern 
zwangsläufig im Ideenstadium verharren 
müssen. Die aktuell bestehenden politi-
schen Bruchlinien im Zusammenhang mit 
vergleichsweise „niederschwelligen“ Integ-
rationsfragen lässt allerdings maximal 
Raum für gedämpften Optimismus, dass 
die Konferenz die notwenige politische 
Reformbereitschaft auch tatsächlich her-
aufzubeschwören vermag. Hinzu kommt, 
dass es teils sehr divergierende Vorstellun-
gen darüber gibt, in welche Richtung die 
Union überhaupt zu reformieren sei. 

Einbindung der Städte und Regionen 
Abschließend sei außerdem an die Rolle 
der Städte und Regionen im Rahmen der 
„Konferenz zur Zukunft Europas“ erin-
nert. Diesbezüglich liegt bisweilen wenig 
Konkretes auf dem Tisch. In der Mitteilung 
der Kommission wird jedenfalls mehrmals 
explizit auf die lokalen und regionalen 
Behörden und Akteure Bezug genommen. 
Deren Rolle wird dabei vor allem auch im 
Hinblick auf die operative Gewährleistung 
eines dezentralen Bürgerbeteiligungs-
prozesses angesprochen. Um, wie von der 
Kommission in ihrem Positionspapier als 
Zielsetzung angedacht wird, zuverlässige 
Stimmungsbilder auch abseits einiger 
weniger Ballungszentren einzuholen, wird 
es gewiss auch notwendig sein, regionale 
und lokale Akteure bzw. die kommunale 
Ebene operativ in den Planungs- und Um-
setzungsprozess einzubinden. Viel wichti-
ger ist allerdings, die europäischen Städte 
und Regionen – als eigene institutionelle 
Akteure im europäischen „Mehrebenen-
spektrum“ – auch aktiv in den inhaltlichen 
Diskussions- und Reformprozess einzu-
binden. 

Aus Sicht der Städte und Regionen bie-
tet die Zukunftskonferenz jedenfalls die 
Chance, die aktive Teilhabe der städti-
schen und regionalen Ebene im europäi-
schen Politikgestaltungsprozess nach-
haltig zu forcieren und vor allem auf eine 
neue institutionelle Grundlage zu stellen. 
In der am 12. Februar 2020 verabschie-
deten Entschließung des Ausschusses 
der Regionen zur „Konferenz zur Zukunft 
Europas“ wird die „Schaffung einer stän-
digen Struktur für den Dialog mit und an 
der Basis“30 angeregt, durch die auch eine 
stärkere Einbindung der regionalen und 
kommunalen Ebene sowie der Zivilgesell-
schaft in europäische Entscheidungspro-
zesse ermöglicht werden soll.31 Eine starke 
Einbindung der europäischen Städte und 
Regionen über den gesamten Konferenz- 
bzw. Diskussionsprozess – und darüber 
hinaus – wäre jedenfalls nicht nur im Hin-
blick auf die Zielsetzung der Gewinnung 
eines möglichst gesamtheitlichen Stim-
mungsbildes über den Reformbedarf der 
Union sinnvoll und notwendig. Auch wäre 
dies wohl im Lichte des primärrechtlichen 
Subsidiaritätsversprechens ein folge-
richtiger Zugang. Als konstituierendes 
Bauelement des kompetenzrechtlichen 
Ordnungsmodells der EU wohnt dem Sub-
sidiaritätsgedanken eine immanent demo-
kratiepolitische bzw. demokratiefördernde 
Dimension inne. Indem das Subsidiaritäts-
prinzip vorsieht, dass Regelungsbedarf 
zunächst – soweit als möglich und ziel-
führend – auf jener Ebene zu stillen ist, die 
den Normadressaten „am nächsten“ ist, 
zeigt das Subsidiaritätsprinzip nicht nur 
einen föderalen Geist. Vielmehr offenbart 
sich in dieser Lesart des Subsidiaritäts-
grundsatzes zumindest implizit auch das 
Bestreben, das subjektive demokratiepoli-
tische Legitimationserleben der Bürgerin-
nen und Bürger zu stärken. 

Vor diesem Hintergrund sei abschlie-
ßend festgehalten: durch eine starke 
Einbindung der Städte und Regionen in 
die Debatte um die Zukunft der EU, die 
idealerweise in institutionalisierter Form 
auch nach Abschluss des Konferenzvor-
habens fortgeführt und intensiviert wird, 
würde man jedenfalls erreichen, dass 
gerade jener Ebene entsprechend Gehör 

geschenkt wird, die eine tragende Rolle 
vor allem im Bereich der Umsetzung von 
europäischen Politiken spielt und damit 
dort agiert, wo europäische Politik für 
die Bürgerinnen und Bürger tatsächlich 
„spürbar“ und „erlebbar“ ist.  In diesem 
Zusammenhang sei  abschließend auch 
an die „EU-Städteagenda“ erinnert, die 
mit dem „Pakt von Amsterdam“32 im Jahr 
2016  ins Leben gerufen wurde und die 
die besondere Bedeutung der Städte  im 
Kontext der Umsetzung von EU-Politiken 
unterstreicht. 
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päische Angelegenheiten der Stadt 
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29 Europäische Kommission, COM(2020) 27 final, S. 7. 
30 Ausschuss der Regionen, 138. Plenartagung, 11./12. Februar 2020, Entschließung zu der Konferenz zur Zukunft Europas, RESOL-VII/003, S. 3. 
31 Siehe hierzu außerdem: https://cor.europa.eu/de/news/Pages/eu-new-way-of-working.aspx (zuletzt aufgerufen am 26.2.2020). 
32 https://ec.europa.eu/futurium/en/system/files/ged/pact-of-amsterdam_de.pdf (zuletzt aufgerufen am 14.4.2020) 
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Europa 2045:   
Demokratischer, urbaner, jünger!  
Stefan Schwarz 

„Geschichte ist immer offen. Jede Gegenwart bildet 
einen Aufbruch ins Unbekannte.“ 

Dieses aus Kiran Klaus Patels rezentem Werk über die Geschichte der europäischen Integra-
tion entnommene Zitat bringt die notwendige Zukunftsorientierung jeglicher Debatten über 
die Europäische Union deutlich zum Ausdruck. 25 Jahre der EU-Mitgliedschaft Österreichs 
laden dazu ein, über vergangene Höhen und Tiefen zu sinnieren oder Meilensteine des euro-
päischen Fortschritts zu artikulieren. Dabei sollte eine andere Perspektive im Vordergrund 
stehen: Wie soll das nächste Vierteljahrhundert politisch gestaltet werden? Welche Reform-
schritte sind erforderlich? Wer soll diese vornehmen, wer soll eingebunden werden? Das 
dafür notwendige demokratische Ausverhandleln muss zwei Akteure berücksichtigen, die 
für die zukünftige Entwicklung essentiell sind: Die europäische Jugend und die europäischen 
Städte. Diesem gedanklichen roten Faden will der vorliegende Beitrag folgen. 

In zirka 25 Jahren will die Union klimaneutral wirtschaften. Der Aufholbedarf, was bei-
spielsweise die Senkung der Treibhausgasemissionen betrifft, ist allgemein bekannt. Das 
sozialpolitische Ziel, alle Mitgliedsstaaten auf ein gemeinsames Niveau zu heben, wurde 
bis dato nicht realisiert. Insbesondere das Entwicklungsverhältnis zwischen europäischem 
Norden und Süden sowie die demokratische Konsolidierung Osteuropas werden für nach-
haltigen europäischen Frieden und Wohlstand essentiell sein. Einflüsse externer Akteure 
wie China oder Russland werden die europäische Einigkeit auf die Probe stellen. Hierbei 
kann sich die Union auch nicht mehr auf ihren transatlantischen Partner USA unter Donald 
Trump, verlassen. Digitalisierungsprozesse werden alle Lebenssphären erreichen und der 
politische Umgang damit die Lebensqualität von Millionen Menschen beeinflussen. Ex-
perten rechnen damit, dass eine gesellschaftliche Polarisierung in Gewinner und Verlierer 
dieser Prozesse droht, welche die demokratische Stabilität gefährden könnte. Die Gleich-
stellung der Geschlechter liegt etwa angesichts des gender pay gap noch in weiter Ferne. 
Nicht zuletzt wird die Union auch die aufgrund von anhaltender globaler Ungleichheit 
auftretenden Migrationsströme politisch bewältigen müssen. 

In all diesen Bereichen verspricht geeintes Vorgehen auf europäischer Ebene die größten 
Erfolgschancen. Um all diesen Herausforderungen wirksam zu begegnen, ist eine Neuauf-
fassung europäischer Demokratie unumgänglich. 

Mainstreaming der europäischen 
Demokratie 
Ein oft diskutiertes Thema ist das Demo-
kratiedefizit, das der EU seit ihrer Grün-
dung anhaftet. Die europäische Integ-
ration bewirkte eine Veränderung der 
institutionellen Struktur, die sich in einem 
zunehmenden Kompetenzverlust der Na-
tionalstaaten ausdrückt, was angesichts 
der komplexer werdenden Politikfelder 
und der erwünschten Handlungsfähigkeit 
der Union auch nicht überrascht. Trotz 
zahlreicher Reformversuche bleibt ein we-
sentliches Problem ungelöst: Politik wird in 
den Köpfen der Menschen primär natio-
nalstaatlich gedacht. Eliten nutzen das zu 
ihrem Vorteil und wälzen unangenehme 
Entscheidungen auf Brüssel ab: Politische 
Erfolge werden nationalisiert, Misserfol-
ge europäisiert. Die notorisch geringe 
Wahlbeteiligung bei Europawahlen ist 
nur ein Ausdruck davon. Es liegt in der 
Verantwortung der Politik, dieses wahr-
genommene Demokratiedefizit durch eine 
seriöse Beschäftigung mit europapoliti-
schen Themen sowie eine Wertschätzung 
der Leistungen der Union zu entkräften. 

Der politikwissenschaftliche Jargon 
kennt den Ausdruck des Gender-Main-
streaming, wonach jede politische Ent-
scheidung in ihrem Entstehungs- und 
Implementierungsprozess hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen auf alle Geschlechter 
bewertet werden muss. Ein ähnlicher 
Gedanke könnte auch auf europäischer 
Ebene in Bezug auf Demokratie verwirk-
licht werden: Jede institutionelle Struktur, 
jeder politische Prozess, jedes politische 
Ergebnis muss hinsichtlich ihrer demo-
kratiepolitischen Wirkungen analysiert 
werden. Diesbezügliche Möglichkeiten 
sind bekannt: Sie beginnen bei einem Aus-
bau von Politikgestaltung im Rahmen der 
offenen Methode der Koordinierung, die 
den Mitgliedsstaaten größeren demokra-
tischen Spielraum offen lässt, und enden 
bei demokratisch gerechteren Abstim-
mungsformalitäten in EU-Organen, die 
über qualifizierte Mehrheiten eine gleiche 
Behandlung aller Mitglieder garantieren. 
Den historischen Trend, das Europäische 
Parlament politisch aufzuwerten, gilt es 
fortzusetzen, etwa mittels Initiativrecht im 
Gesetzgebungsprozess. Eine Direktwahl 
des Kommissionspräsidenten könnte das 
Interesse an europäischer Politik steigern 
und dieses essentielle Amt stärker demo-

kratisch legitimieren. Nationale Wahllisten 
bei der EP-Wahl könnten durch europäi-
sche ergänzt sowie neue direktdemo-
kratische Entscheidungsformen bezüglich 
der Wahl der EU-Kommission gefunden 
werden. 

Um dieses enorme Potenzial in politische 
Entscheidungskraft münden zu lassen – 
und so etwa das zuvor angesprochene 
Demokratiedefizit an seinen Wurzeln zu 
packen –, müssen darüber hinaus Wege 
gefunden werden, die europäische Be-
völkerung direkt einzubinden. Völlig klar 
ist, dass ein politisches Gebilde wie die EU 
nicht in jeder Frage und bei jeder Posten-
besetzung direktdemokratisch legitimiert 
sein kann. Nichtsdestotrotz sind die kon-
troversen Postenbesetzungen nach der 
EP-Wahl 2019 wohl Wind in den Segeln 
aller EU-Skeptiker, befördern diese in der 
Öffentlichkeit als „Hinterzimmer-Deals“ 
wahrgenommenen Ämtervergaben doch 
das oft zitierte Klischee der EU als intrans-
parentes, auf ungleichen Machtverhält-
nissen beruhendes politisches System. 
Direktdemokratische Elemente wie die 
Europäische Bürgerinitiative wurden 
bisher ob ihrer relativen Unbekanntheit 
und schwer zu erfüllenden Kriterien kaum 
wahrgenommen. 

Eine Reform der europäischen Demo-
kratie ist angesichts der oben diskutierten 
Herausforderungen absolut notwendig. 
In einem nächsten Schritt muss diskutiert 
werden, welche Akteure in demokrati-
schen Ausverhandlungsprozessen eine 
tragende Rolle bezüglich der zukünftigen 
Gestaltung Europas spielen können und 
müssen. Eine Antwort auf die Frage, wa-
rum die europäische Jugend und Städte 
besondere Aufmerksamkeit verdienen, 
soll diesen Beitrag abrunden. 

Die Zukunft der Union liegt in der Hand 
ihrer Jugend! 
Österreich trat im Jahre 1995 der Euro-
päischen Union bei. Dies bedeutet, dass 
eine gesamte Generation mit diesem 
politischen Gemeinwesen aufgewachsen 
ist und keine andere politische Realität 
außer von Erzählungen kennt. Allein aus 
demografischen Gründen sind es jene 
Menschen, die über die Zukunft der Union 
wesentlich mitbestimmen werden. Beson-
ders in dieser Altersgruppe erfreut sich 
die EU großer Beliebtheit: eine Mitglied-

schaft Österreichs wird von mehr als drei 
Viertel der heimischen Jugendlichen als 
positiv bewertet, wie eine rezente Studie 
der Österreichischen Gesellschaft für 
Europapolitik unterstreicht. Eine Rückkehr 
zu chauvinistischer Nationalstaatlichkeit 
oder eine mancherorts zitierte Des-Integ-
ration der Union liegen nicht nur aufgrund 
ihres Alters, sondern auch aufgrund ihrer 
Ansichten nicht in der politischen DNA 
der europäischen Jugend. 

Hierin liegt eine große Chance für die 
Union: diese Zustimmung muss dazu ge-
nutzt werden, um europäisches Bewusst-
sein und demokratische Partizipations-
bereitschaft in dieser Personengruppe zu 
fördern. Austauschprogramme für junge 
Menschen, die sich in Ausbildung be-
finden oder am Beginn ihrer beruflichen 
Karriere stehen, finanzielle Förderung für 
(umweltpolitisch nachhaltiges) Reisen im 
EU-Raum (Interrail-Ticket) sowie ein gene-
reller Schwerpunkt der Fördermittelverga-
be auf Bildungsprojekte, etwa im Rahmen 
des anstehenden InvestEU-Programms, 
sind zukunftsorientierte Maßnahmen, um 
den genannten Herausforderungen zu 
begegnen. 

Junge Menschen werden die ersten sein, 
die die Folgen des Klimawandels, sofern 
dieser nicht durch entsprechendes Han-
deln gestoppt werden kann, am eigenen 
Leib zu spüren bekommen. Fragen der 
wirtschaftliche Entwicklung und der 
sozialen Ungleichheit im Nachbeben der 
europäischen Wirtschafts- und Finanz-
krise betreffen die Lebenschancen dieser 
Personengruppe ganz besonders – ge-
nauso wie die sich verändernden Arbeits-, 
Ausbildungs- und Lebensbedingungen 
im Zuge der voranschreitenden Digitali-
sierung. Diese Aspekte rechtfertigen eine 
starke Stimme der Jugend in der europäi-
schen Politikgestaltung. 

Was die Situation der jungen Generation 
betrifft, sollte jede gesetzgeberische 
Aktivität  im Hinblick auf deren Bedürf-
nisse geprüft werden – ähnlich wie bereits 
in Bezug auf die europäische Demokratie 
ausgeführt wurde oder wie das Urban 
Impact Assessment, verfasst von Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern der 
EU-Hauptstädte im Jahr 2015, für Städte 
einfordert. 
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Städte als normativ und praktisch ef-
fektives Element europäischer Politik 
Untrennbar mit der Förderung von Ju-
gend und demokratischer Partizipation 
verbunden ist eine angemessene Rolle 
von Städten im europäischen Politikge-
staltungsprozess. Menschen bestreiten 
ihr Leben zunehmend in einem urbanen 
Umfeld, in welchem sie ihre sozialen und 
wirtschaftlichen Kontakte pflegen sowie 
politische Informations- und Partizipa-
tionsleistungen erbringen. Diese Tatsache 
hilft zu verstehen, warum die Europäische 
Union gut beraten ist, gegenüber ihren 
Städten ein offenes Ohr zu behalten und 
diese stärker in den Gesetzgebungs-
prozess einzubinden. Viele gesellschaft-
liche Herausforderungen entstehen oder 
verstärken sich im urbanen Raum (Bei-
spiele: soziale Ungleichheit, Umweltver-
schmutzung) was gleichzeitig bedeutet, 
dass diese auch vor Ort am nachhaltigsten 
und vertrauenswürdigsten aus Sicht der 
Bevölkerung gelöst werden können. Eine 
Stärkung der städtischen Demokratie, die 
den Gemeinwesen mehr Einfluss auf poli-
tische Entscheidungen über verschiedene 
Ebenen und Bereiche hinweg ermöglicht, 
ist daher für das Fortbestehen der Euro-
päischen Union essentiell. 

Wien beteiligt sich rege am europäischen 
Politikgeschehen: Begonnen beim Wien-
Haus in Brüssel bis hin zu zahlreichen 
zwischenstaatlichen Kooperationen (Bei-
spiel: INTERREG) und aktiver Mitwirkung 
an europäischen Städteorganisationen 
(Beispiel: EUROCITIES) ist die Stadt stets 
bemüht, ihren Interessen im EU-Gesetz-
gebungsprozess Gehör zu verschaffen. 
Ihrer essentiellen Rolle Rechnung zu 
tragen, wird in der Union nicht zuletzt 
durch die Anwendung der Prinzipien 
der Subsidiarität und Verhältnismäßig-
keit versucht. Nichtsdestotrotz sind die 
Möglichkeiten, urbane Perspektiven und 
Lösungskompetenzen zu inkorporieren, 
nicht ausgeschöpft. Der Ausschuss der 
Regionen könnte etwa abseits seiner 
Rechte, Stellungnahmen zu Legislativvor-
schlägen abgeben und den Europäischen 
Gerichtshof bei Unstimmigkeiten bezüg-
lich der Auslegung des Subsidiaritäts- und 
Verhältnismäßigkeitsprinzips anrufen zu 
dürfen, aufgewertet werden. Regionale 
Kooperationen, wie etwa Wien mit den 
Nachbarländern Tschechien, Ungarn und 

der Slowakei über die INTERREG-Pro-
gramme betreibt, müssen finanziell gesi-
chert und ausgeweitet werden. 

Nicht nur demokratiepolitische, sondern 
auch praktische Gründe sprechen dafür. 
Wien geht in vielen Bereichen mit gutem 
Beispiel voran. Im Rahmen der Smart-Ci-
ty-Initiative wird etwa das Ziel verfolgt, 
mithilfe technologischer Innovationen 
Energieeffizienz, Ressourcenverbrauch 
und öffentliches Verkehrsmanagement 
positiv zu beeinflussen. Eng damit verbun-
den sind die Wiener Klimaschutzprogram-
me, die allein in den letzten zehn Jahren 
zur Vermeidung von fast 1,5 Millionen 
Tonnen an Treibhausgasemissionen bei-
getragen haben. Eine Vorreiterrolle nimmt 
Wien in der Formulierung seiner Strategie 
für Künstliche Intelligenz (KI) innerhalb 
Europas ein. Ziel ist es, die Digitalisierung 
zum Wohle der Wiener Bevölkerung 
politisch zu regulieren. Im Bereich der 
Daseinsvorsorge garantiert die Stadt den 
Menschen einen qualitativ hochwertigen 
Service und damit auch den weltweit be-
kannten Lebensstandard Wiens. Wie diese 
Beispiele nahelegen, verfügt Wien über 
wertvolles Knowhow und Engagement 
in vielen für die zukünftige Entwicklung 
Europas wesentlichen Bereichen. Die 
Union ist daher gut beraten, auf diese As-
sets zurückzugreifen und diese im Rahmen 
ihrer Entscheidungsfindung verstärkt zu 
berücksichtigen. 

Resümee 
Sozialer Zusammenhalt, umweltpolitische 
Nachhaltigkeit, wirtschaftlicher Erfolg 
und stabile demokratische Verhältnisse 
beginnen in den Regionen, Gemeinden 
und Städten. Insbesondere letztere sind in 
den letzten Jahrzehnten von kontinuier-
lichem Wachstum und komplexen Heraus-
forderungen geprägt. Letztere dürfen vor 
dem Hintergrund der immensen geisti-
gen und ökonomischen Ressourcen der 
Städte aber nicht zur Resignation führen, 
sondern müssen als Chance betrachtet 
werden: Städte wissen, welche Probleme 
existieren und welche Lösungsschritte 
notwendig sind. Es gilt, sie im Rahmen 
eines gemeinsamen europäischen Vor-
gehens, das stets den größten Lenkungs-
effekt und Erfolg aufweisen wird, in die 
diesbezüglichen demokratischen Prozesse 
verstärkt einzubinden. 

Im selben Ausmaß müssen junge Men-
schen, deren Fähigkeiten und Wissens-
potenziale an der Speerspitze der euro-
päischen Entwicklung stehen, gestärkt 
werden. Dies gebietet die demokratiethe-
oretische Maxime, nach der jene, die von 
einer Entwicklung am stärksten betroffen 
sind, an diesen auch primär und aktiv mit-
wirken sollen. Rezente Entwicklungen wie 
die europaweit stattfindenden Proteste 
im Rahmen der sog. Fridays for Future 
unterstreichen das politische Engagement 
sowie die progressive Einstellung der 
europäischen Jugend. Für den eingangs 
erwähnten Aufbruch ins Unbekannte sind 
diese beiden Akteure somit unerlässlich. 

Ein Paradigmenwechsel muss jedoch fer-
ner auf einer übergeordneten demokra-
tiepolitischen Ebene stattfinden, um die 
Gestaltungspotenziale der Europäischen 
Union zu maximieren. Eine demokratische 
Feinanpassung der institutionellen Struk-
tur sowie der politischen Entscheidungs-
prozesse lassen – neben der erwähnten 
stärkeren Einbindung von Städten und 
jungen Menschen – darauf hoffen, dass 
auch die nächsten 25 Jahre EU-Mitglied-
schaft zum Wohle Österreichs und Euro-
pas beitragen. 

Stefan Schwarz, BA, 
Jahrgang 1996, studiert in Wien Politik-
wissenschaft. Als Bürger der Europäi-
schen Union geboren hat er während 
zweier Sommerpraktika in der Wiener 
Magistratsabteilung für europäische 
Angelegenheiten praktische Erfahrun-
gen zur europäischen Integration ge-
sammelt. Als Akteur (mindestens) der 
nächsten 25 Jahre wirft er einen erwar-
tungsvollen, aber durchaus positiven 
Blick auf die Zukunft Europas. 
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BRISE. 
Digitalisierung bei   
Baugenehmigungen. 

Urban Innovative Actions (UIA) nennt die Europäische Kommission ihre Förder-
schiene für die nachhaltige Stadtentwicklung. Im Jahr 2019 stellte sie insgesamt 
82 Mio. EUR für die Finanzierung von innovativen Maßnahmen in Städten zur Ver-
fügung. Wien profitiert davon mit dem Projekt BRISE. 

Wien zählt zu jenen 20 Städten, die in der 
Förderrunde 2019 mit Zuschüssen bedacht 
wurden. Die Schwerpunkte lagen dies-
mal bei den Themen Sicherheit, Digitales, 
Umwelt und Inklusion. Das Wiener Projekt 
BRISE hat die Automatisierung zur Bewer-
tung von Baugenehmigungen zum Ziel und 
konnte mit seinen innovativen Ansätzen 
punkten. Wie für alle im Rahmen der UIA ge-
förderten Projekte vorgesehen, erfüllt BRISE 
insbesondere den Anspruch, innovative, 
noch unerprobte Lösungen für gemeinsame 
urbane Herausforderungen im komplexen, 
realen Stadtleben zu erarbeiten und zu 
testen. Insgesamt wird das Projekt mit 4,9 
Millionen Euro aus dem Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (ERDF) gefördert. 

Wien verfolgt mit der digitalen Baueinrei-
chung das Ziel, Antragsunterlagen in elekt-
ronischer Form der Behörde zu übermitteln. 
Der nächste Schritt in Richtung Zukunft wird 
mit der Entwicklung einer teilautomatischen 
Einreichprüfung getan. Diese Methode im 
Bereich städtischer Verwaltung ist in der 
vorliegenden Form noch völlig unerprobt, 
innovativ und neu und kann nur unter In-
anspruchnahme von EU-Forschungsmittel 
realisiert werden. Mit BRISE soll die Prozess-
dauer im Baugenehmigungsverfahren durch 

den Einsatz digitaler Planungsmethoden 
und die automatisierbare inhaltliche Prüfung 
um bis zu 50% verkürzt werden. 

Dabei ist die Automatisierung des Geneh-
migungssystems mit Unterstützung durch 
Funktionen der Augmented Reality nur eines 
der Anliegen des Projekts. Insbesondere 
soll durch die geplanten Innovationen auch 
zusätzliche Transparenz im Verfahren sicher-
gestellt werden, was eine umgehende Rück-
meldung an die Bürgerinnen und Bürger als 
Antragstellende ermöglichen wird. Beispiels-
weise bietet die virtuelle Darstellung von 
Bauprojekten einen Einblick in das endgül-
tige Erscheinungsbild eines Gebäudes und 
dessen Auswirkungen auf die Umgebung. 
Dies soll auch zu einem verstärkten Engage-
ment der Bürgerinnen und Bürger führen, da 
durch die Digitalisierung auch neue Formen 
bürgernaher Zugänge und Transparenzqua-
litäten geschaffen werden. Schließlich ist das 
Leitbild des Projekts, dass Digitalisierung 
einen Mehrwert für uns Menschen haben 
muss. 

Doch wofür steht BRISE eigentlich? „Buil-
ding Regulations Information for Submission 
Envolvement“ ist der Langtitel des Projekts. 
Da bedeutet, dass in Kombination von 

teilautomatischer Einreichprüfung mittels 
Building Information Modeling (BIM), Künst-
licher Intelligenz (KI) und Augmented Reality 
(AR) ein modernes digitales Baugeneh-
migungsverfahren weiterentwickelt wird. 
Unter Building Information Modeling (BIM) 
versteht man die Planung und Ausführung 
von Gebäuden mit Hilfe entsprechender 
Software. Es beinhaltet intelligente digitale 
3D-Modelle, die es allen Projektbeteiligten 
– vom BauherrInnen, ArchitektInnen und 
IngenieurskonsulentInnen bis hin zum Facili-
ty Management – ermöglichen, sich effizient 
auszutauschen und konstruktiv zusammen-
zuarbeiten. Die im 3D-Modell enthaltenen 
Informationen sind für alle Projektbeteilig-
ten über den ganzen Lebenszyklus verfüg-
bar: Von der Planung bis zur Übergabe eines 
Projekts sind alle Arbeitsschritte in einem 
3D-Modell enthalten und von allen einseh-
bar. 

Dieses Ziel der digitalisierten Baueinrei-
chung soll im Laufe des Projekts in drei 
Stufen erreicht werden: Zunächst  können 
AntragstellerInnen über das Digitale Stadt-
service der Stadt Wien (mein.wien.gv.at) 
Anträge auf Baubewilligungen online stel-
len. Durch dieses Service werden nicht nur 
Kosten bei der Erstellung von Planpapieren 

eingespart, sondern es ist auch eine Einrei-
chung rund um die Uhr möglich. Fehlende 
Unterlagen werden „in time“ rückgemeldet 
und durch die elektronisch verfügbaren 
Daten beschleunigt sich der Aktenlauf und 
somit die Verfahrensdauer. Behörden legen 
in einer weiteren Stufe den Bauakt intern 
automatisiert an. Letztendlich soll ein Probe-
betrieb der BIM-Einreichung erfolgen. 

Von der  angestrebten effizienteren Abwick-
lung der Baugenehmigungen profitieren 
alle: Die Wienerinnen und Wiener können 
sich anhand der 3D-Modelle bereits in der 
Planungsphase ein Bild des neuen Baupro-
jekts machen. BauherrInnen und Auftragge-
berInnen erhalten schneller und einfacher 
Baugenehmigungen und können den Status 
des Genehmigungsverfahrens jederzeit 

einsehen, was auch eine bessere Planungs-
sicherheit gewährleistet. Die starken For-
schungspartner des Projekts, wie die TU-
Wien, profitieren vom Know-How-Gewinn, 
der unmittelbar in die Forschung und den 
künftigen Lehrbetrieb einfließt. 

Projektpartner: 
Vertreter aus Wirtschaft und Wissenschaft bilden gemeinsam mit der Wiener Verwaltung ein interdisziplinäres ExpertInnenteam. 

- Stadt Wien – Magistratsdirektion strategische IKT 
- Stadt Wien – Magistratsdirektion Bauten und Technik 
- tbw – ODE (the better way – office for digital engineering) – Konsulenten für Digitalisierungsprozesse 
- TU Wien – Institut für Interdisziplinäres Bauprozessmanagement FB Baubetrieb und Bauverfahrenstechnik 
- WH – Media 
- ZT–Kammer – Kammer der ZiviltechnikerInnen, ArchitektInnen und IngenieurInnen für Wien, Niederösterreich und Burgenland 

Urban Innovative Actions (UIA) Themenfelder der UIA: 

Die Initiative der Europäischen Kommission unterstützt Städte in Europa beim Test - Luftqualität 
neuer und innovativer Lösungsansätze für Stadtentwicklung und Stadtplanung. Im - Innovation und verantwortungsvolle 
Rahmen von Artikel 8 der EFRE-Verordnung können sich Städte mit mehr als 50.000 öffentliche Auftragsvergabe 
EinwohnerInnen und städtische Stakeholder um die Vergabe von Fördermitteln in Höhe - Kreislaufwirtschaft 
von insgesamt 372 Millionen Euro bewerben, die für den Zeitraum von 2014 bis 2020 - Soziale Eingliederung von Migran-
zur Verfügung stehen. Die Initiative fördert Projekte, die vor Ort gemeinsam mit Stadt- tInnen und Flüchtlingen 
verwaltungen und städtischen Gruppen Strategien entwickeln und praktisch umsetzen. - Klimaanpassung 
Zentral sind dabei innovative Lösungen für urbane Fragestellungen und Herausforde- - Arbeitsplätze und Qualifikationen 
rungen, die bislang keinem Praxistest unterzogen wurden. Pro Projekt können bis zu am lokalen Arbeitsmarkt 
fünf Millionen Euro Kofinanzierung aus EFRE-Mitteln gewährt werden. Der Durchfüh- - Digitaler Wandel 
rungszeitraum geförderter Projekte darf höchstens drei Jahre betragen. - Wohnraum 

- Energiewende 
Im nächsten langfristigen EU-Haushalt 2021-2027 werden die innovativen Maßnahmen - Nachhaltige Landnutzung 
für eine nachhaltige Stadtentwicklung mit der Europäischen Stadtinitiative verschmol- - Urbane Mobilität 
zen. Dieses neue Instrument fasst alle einschlägigen Instrumente in einem einzigen - Städtische Armut 
Programm für die Zusammenarbeit von Städten, für Innovationen und für den Kapazi-
tätsaufbau im Zusammenhang mit allen Prioritäten der EU-Städteagenda zusammen. 
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Im Jahr 2009 trat die Europäische Charta der 
Grundrechte als Teil des gültigen EU-Rechts 
in Kraft. In dieser Charta sind ausdrücklich 
soziale Grundrechte, Gleichheits- und Soli-
daritätsrechte genannt. In einigen Punkten 
geht sie sogar über bisherige Grundrechts-
kataloge hinaus.

Österreichs Jugendliche sind mehrheitlich dafür,  
dass die europäische Zusammenarbeit verstärkt wird. 

 
www.oegfe.at

Jugend-Umfrage "EUROPA#wasistjetzt" 
September 2018 bis Mai 2019, N=3704  
(SchülerInnen an AHS, BHS, Berufsschulen) 
Angaben in Prozent.

Was ist deine Meinung? Ist die Mitgliedschaft Österreichs in der EU eher ...
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Eine gute Sache Eine schlechte Sache Weder gut noch schlecht

Das Europäische Parlament nach den letzten 
Wahlen 2019 und nach dem Brexit: 
- 9. Wahlperiode 
- 705 Mitglieder 
- 27 Mitgliedstaaten 
- Präsident: David Maria Sassoli 
 (Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokraten) 
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Renew Europe
EPP
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27 NI

Über 50% der wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger nahmen an der letzten Europawahl teil. Dies ist die höchste Wahlbeteiligung seit 20 
Jahren. Die Wahlbeteiligung ist seit den ersten Direktwahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 1979 erstmals wieder gestiegen. Sie nahm 
in insgesamt 21 EU-Ländern zu, in sieben Ländern sogar um mehr als 10 Prozentpunkte.

 Demokratische 
Kultur
Der Bericht „Global Trends to 2030: Challenges and Choices for Europe“ hat im Vorjahr 
globale Trends auf die europäische Ebene heruntergebrochen und Herausforderungen und 
Wahlmöglichkeiten für Europa bis 2030 analysiert. Der Blick in die Zukunft ist nicht immer 
ein positiver: Auf internationaler Ebene verliert Europas Stimme - besonders aufgrund inter-
ner nationalistischer Bestrebungen - an Gewicht. Weltweit verlieren Werte wie Demokratie, 
Menschenrechte und gewaltfreie Konfliktlösung an Bedeutung.

Eine andere Vorhersage ist aus städtischer Sicht schon optimistischer: 2030 wird die Lokal-
politik anderen Politiken als Mittler dienen. Mit ihrer Nähe zum täglichen Leben ihrer Bevöl-
kerung stellt sie ein wirksames Mittel gegen populistische Bewegungen dar und überbrückt 
den Graben zwischen dem Wahlvolk und den nationalen Regierungen. Dies kann bei der 
Überwindung des oft angesprochenen Demokratiedefizits der EU helfen.

Der Schutz der Demokratie wird in Zukunft zu den großen Herausforderungen zählen. Die 
Demokratie selbst scheint dabei nicht in Frage gestellt zu sein, vielmehr geht es um den Um-
gang mit ihr: Die Unempfänglichkeit von Regierungen für die Anliegen der BürgerInnen und 
die damit einhergehende Frustration und Desinformation werden als bedeutende Triebkräf-
te des Populismus angesehen. Wie Regierungen die Kluft zu den BürgerInnen überwinden, 
wie politische Anliegen formuliert, kommuniziert und umgesetzt werden, wird entscheidend 
für die Zukunftsfähigkeit der Demokratie sein. Politik muss sichtbarer und greifbarer werden 
(z.B. auf lokaler und regionaler Ebene), ein Vertrauen erweckendes Narrativ muss den tech-
nokratischen Zugang ersetzen. Die europäische Vision muss wiederbelebt werden, denn sie 
beinhaltet mehr als eine Wirtschaftsunion, sie ist eine erstrebenswerte Lebensform, die uns 
ermöglicht, die Herausforderungen der Zukunft zu bewältigen. 

Die Studie möchte als „Aufruf zum Tätigwerden“ verstanden werden, um Europas Zukunft 
nicht in die Hände anderer zu legen, sondern sie selbst gestalten zu können. Mit der vor kur-
zem ins Leben gerufenen Konferenz zur Zukunft Europas möchte die Europäische Union in 
den kommenden zwei Jahren die Stimme der BürgerInnen Europas besser hörbar machen. 
Alle sollen in die Suche nach neuen Antworten für die Zukunft der europäischen Demokratie 
eingebunden werden. 

Gerade in Krisenzeiten, wie jener der aktuellen Pandemie, gilt es auch in liberalen Demo-
kratien, besonders gut auf die Einhaltung der Grundrechte zu achten und die Stimmen aller 
zu hören. Krisen haben das Gute an sich, dass man wieder beginnt zu überlegen, wie man 
nun eigentlich leben will. Beim Umgang mit der Krise geht es nicht nur um die Kontrolle über 
das Geschehen, sondern um eine sozial verträgliche Art und Weise des Umgangs und den 
offenen Diskurs, um daraus neue Wege zu entwickeln. All dies ist auf nationaler wie auch 
europäischer Ebene gültig und kann zu einem mündigen Neustart des europäischen Demo-
kratiedenkens führen.
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